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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Schreibensentwurf an 
den Grossen Rat.  

 
Begründung 
Mit der neuen Inkassohilfeverordnung (InkHV) des Bundes wird die Inkasso-
hilfe gesamtschweizerisch vereinheitlicht. Sie tritt am 1. Januar 2022 in Kraft 
und erfordert eine Anpassung des kantonalen Einführungsgesetzes zum 
ZGB. Aufgrund der Inkassohilfeverordnung muss die Anspruchsvorausset-
zung gestrichen werden, wonach die unterhaltsberechtigte Person ihren dau-
ernden Aufenthalt in der Schweiz haben muss. Zudem soll im Einführungs-
gesetz zum ZGB ein allgemeiner Grundsatz der Alimentenbevorschussung 
verankert werden. Danach besteht kein Anspruch auf Bevorschussung, wenn 
die unterhaltsverpflichtete Person mit der unterhaltsberechtigten Person zu-
sammenwohnt. Die unterhaltsverpflichtete Person, die ihre Unterhaltspflicht 
vernachlässigt, soll damit nicht über den gemeinsamen Haushalt von einer 
Sozialleistung profitieren, die gerade wegen ihrer Pflichtverletzung ausbe-
zahlt wird. Weiter werden verschiedene redaktionelle Änderungen vorge-
schlagen.  
 

                                                                                            
 


